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Sehr	geehrte	Frau	Kollegin!
Sehr	geehrter	Herr	Kollege!

Gesundheitsreform	2023	–	Haben	Kammerfunktionäre	nur	ihre	Posten	gerettet?
>>	Long	Content	Warning	<<	-	Lesezeit	ca.	5	Minuten
	
Am	22.11.2023	ließ	ÖÄK-Präsident	Steinhart	über	die	kammereigenen	Medien	ausrichten:	„Ab	dem
Zeitpunkt,	an	dem	wir	eingebunden	wurden,	fanden	die	Gespräche	mit	der	Politik	in	konstruktiver	und
zielorientierter	Atmosphäre	statt“.
Zuvor	hat	man	sich	der	(überkommenen)	Kampfrhetorik	„Totengräber	des	Solidarischen
Gesundheitswesens“	(D.	Bayer)	bedient	und	millionenschwere	Sonderbudgets	für	Kampagnen	beschlossen.
	
Jetzt	ist	alles	gut?
	
Wenn	man	die	Unterlagen	zum	Ministerrat	von	22.11.2022
(https://www.bundeskanzleramt.gv.at/medien/ministerraete/ministerraete-seit-dezember-
2021/78-mr-22-nov.html)	und	des	Gesundheitsausschusses,	der	am	Krampustag	2023	(5.12.)
stattgefunden	hat	(https://www.parlament.gv.at/dokument/XXVII/A-GE/1/00889/TO_15668555.pdf)
im	Detail	ansieht,	stellt	man	fest:	Es	gibt	keinen	Unterschied!
	
Also	kann	man	davon	ausgehen,	dass	das	VUG2024	und	alle	anderen	so	auch	im	Nationalrat	im	Dezember
beschlossen	werden,	zumal	das	Vorhaben	den	Gesundheitsausschuss	mit	Mehrheit	der	Regierungsparteien
passiert	hat.	Die	Parlamentskorrespondenz	berichtet	ausführlich
(https://www.parlament.gv.at/aktuelles/pk/jahr_2023/pk1353).
	
Wo	ist	das	Problem?
	
Die	ÖÄK	und	ihre	Spitzenvertreter	warnen	noch	immer	vor	der	„Gesundheitsreform“
(https://www.aerztekammer.at/versorgung-in-gefahr).		In	der	ÖÄZ	Sonderausgabe	23-21a	wird	genau
aufgelistet,	was	den	Österreichischen	Ärzte(funktionären)	nicht	passt.
In	der	ÖÄZ	22-2023	steigt	schon	Weihrauch	auf,	wie	„Vernunft	und	voller	Einsatz“	gesiegt	haben.
	
Faktencheck	auf	Basis	ÖÄZ	23-21a:
	
Verlust	des	Stellenplans;	dieser	soll	künftig	durch	SV	und	Länder	geregelt	werden.

Der	Stellenplan	ist	im	RSG	festzulegen	und	in	der	Gesundheitsplattform	zu	diskutieren.	Beim	RSG	hat
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die	Kammer	ein	Stellungnahmerecht,	wie	auch	in	der	Plattform.	Und:	Das	Verfahren	ist	jetzt	schon	so.
Beschlusserfordernis	in	der	Plattform:	SV	und	Land
Allerdings	wird	im	ASVG	§342	Abs.	1a	die	Möglichkeit	eingeräumt,	dass	die	Länderkammer	in
Vertretung	der	ÖÄK	mit	der	ÖGK	einen	Stellenplan	auf	regionaler	Ebene	festlegen	KANN.
Einschätzung:	teilweise	unrichtig
	

Ausschreibung	von	Kassenstellen	soll	künftig	ausschließlich	durch	die	Sozialversicherung	erfolgen.
Einvernehmen	mit	der	Ärztekammer	ist	nicht	mehr	notwendig.

Stimmt	teilweise.	§343	Abs.1	ASVG:	Die	Ausschreibung	kann	die	SV	beginnen,	die	Invertragnahme	ist
im	Einvernehmen	mit	der	Kammer	(Kurie	Niedergelassene)	durchzuführen.
Einschätzung:	Also	weg	verhandelt	zu	status	idem	(soferne	die	Änderung	in	früheren	Entwürfen
gestanden	ist).
	

Wegfall	der	Gesamtvertragskompetenz	der	Landesärztekammern	mit	1.1.2026.
Die	Gesamtvertragskompetenz	liegt	momentan	bei	den	Länderkammern.	Diese	verhandeln	auch	die
regionalen	Tarife.	Das	soll	sich	aber	ändern:	§6	Abs.1	Z2	VUG	2024:	„…Herstellung	verbindlicher,
moderner	und	einheitlicher	Leistungskataloge	je	Träger	und	eines	bundesweit	einheitlichen
Gesamtvertrages	mit	der	ÖGK	samt	harmonisierter	Honorierung.“
Die	Regelung,	dass	ab	1.	Jänner	2026	ein	bundesweiter	Gesamtvertrag	abgeschlossen	werden	muss
und	andernfalls	die	Honorare	mit	31.12.2025	eingefroren	werden,	wurde	gestrichen.

										Einschätzung:	Verhandlungserfolg
	
Verlust	des	Mitspracherechts	bei	der	Gründung	von	Ambulatorien.

Die	Länderkammern	können	Stellungnehmen	abgeben	im	Rahmen	des	KaKuG.	Wie	bisher	gibt	es
keine	„Mitsprache“.
Einschätzung:	unrichtig
	

Wegfall	der	Bedarfsprüfung	für	Ambulatorien,	wenn	eine	Kassenstelle	erfolglos	ausgeschrieben	wurde.
Ist	geblieben.	Den	Bedarf	prüft	allerdings	nicht	die	Kammer,	sondern	die	GOEG,	EPIG	oder	Ähnliche	in
Form	von	Gutachten
Einschätzung:	unrichtig
	

Wird	eine	Kassenstelle	zweimal	erfolglos	ausgeschrieben,	kann	die	Sozialversicherung	die	Stelle	auch	allein
ausschreiben.

Der	Entwurf	des	ASVG	geht	sogar	noch	weiter.	Die	SV	kann	mit	jedem	zur	freien	berufsausübung
Berechtigten	vorübergehend	einen	Einzelvertrag	abschließen.
Einschätzung:	zutreffend	mit	Verschärfung
	

Auch	Verträge	außerhalb	des	Gesamtvertrages	sollen	künftig	möglich	sein.
Soferne	es	Einzelverträge	betrifft,	sind	die	Regelungen	des	Gesamtvertrages	anzuwenden.	Ist	schon
jetzt	möglich.
Zutreffend	und	im	Entwurf	enthalten.
Einschätzung:	Fakt
	

Für	Bereiche,	in	denen	es	keine	Gesamtverträge	gibt,	sollen	Sonderverträge	möglich	sein
Im	Grunde	kann	die	SV	schon	jetzt	Einzelverträge	abschließen.	Sonder-Einzelverträge	sind	aber	weiter
möglich.	Sie	erlöschen	erst,	wenn	ein	Gesamtvertrag	vorhanden	ist.
Zutreffend	und	im	Entwurf	enthalten
Einschätzung:	Fakt
	

Sondervereinbarungen	im	Einzelvertrag	zwischen	Kasse	und	Ärzten	sind	auch	ohne	Zustimmung	der
Ärztekammer	möglich.																

Es	wird	mehrfach	in	verschiedenen	Bereichen	des	Gesetzestextes	darauf	hingewiesen,	dass	die
Regelungen	des	Gesamtvertrages	auch	für	Einzelverträge	gelten.
Einschätzung:	Verhandlungserfolg,	soferne	diese	Bestimmung	in	den	Entwürfen	vorhanden	war.
	

Die	Kündigung	eines	Einzelvertrages	mit	einem	SV-Träger	bedeutet	künftig	das	Ende	aller	Kassenverträge.
Regelung	ist	im	Beschlußentwurf	weiter	vorhanden.	
Einschätzung:	Fakt
	

Verpflichtende	E-Card	und	ELGA-Anbindung	für	alle	Wahlärzte	ab	1.	Jänner	2026.
Regelung	ist	im	Beschlußentwurf	weiter	vorhanden.	
Einschätzung:	Fakt
	

Gesetzliche	Codierungspflicht	für	Kassenärzt*innen	ab	1.1.202
Regelung	ist	im	Beschlußentwurf	in	erweiterter	Form	(gesamter	ambulanter	Bereich)	weiter	vorhanden



Einschätzung:	Fakt
	

Die	Anerkennung	als	Ausbildungsstätte	in	einem	Krankenhaus	ist	ab	1.1.2024	auch	dann	möglich,	wenn	es
nur	noch	einen	Facharzt	auf	der	Abteilung	gibt,	der	selbst	oder	sein	Vertreter	in	der	Kernarbeitszeit
anwesend	ist.

Regelung	ist	im	Beschlußentwurf	weiter	vorhanden.	Weitere	Reduktion	von
Ausbildungserfordernissen,	was	sehr	kritisch	zu	sehen	ist.
Einschätzung:	Fakt
	

Die	Wirkstoffverschreibung	soll	künftig	verpflichtend	sein.	Einzige	Ausnahme:	Wenn	die	Ärztin/der	Arzt	am
Rezept	maschinenlesbar	eine	Indikation	für	ein	bestimmtes	Produkt	vermerkt.

Regelung	wurde	aus	dem	Beschlußentwurf	entfernt.	Verhandlungserfolg	zumindest	aus	Sicht	der
Ärztekammer.
Einschätzung:	Fakt
	

Was	bleibt	also	über	vom	Säbelrasseln	und	Protestszenario	der	Verhandler?
	
Offenbar	sind	die	Wahlärzt*innen	über	die	die	Klinge	gesprungen	worden.	Einerseits	wird	die
Verwendung	des	GIN	mit	ELGA	und	e-card	verpflichtend,	zum	anderen	kommt	auch	die	Diagnosen-	und
(Leistungs?)-erfassung.	Augenscheinlich	ohne	Kostenersatz	für	die	Infrastruktur.
	
Dafür	wird	man	bei	Kündigung	eines	Kassenvertrages	(egal,	ob	kleine	oder	§2-Kasse)	automatisch	Wahlarzt
zu	obigen	Bedingungen.	Was	auch	zu	einer	Problematik	bei	den	kleinen	Kassen	führen	könnte,	was
Stellenbesetzungen	angeht.
	
In	den	Spitälern	drohen	im	Gegensatz	zum	Slogan	„digital	vor	ambulant	vor	stationär“	Zuwächse	in	den
Ambulanzen,	weil	die	Bettenkapazitäten	weiter	zurückgefahren	werden	und	sich	die	Ambulanzen	im
Versorgungsangebot	mit	dem	niedergelassenen	Bereich	abzustimmen	haben	(§59f	KaKuG	neue	Abs.	2-5).
Verkürzt:	Alles,	was	in	der	Niederlassung	nicht	verrechenbar	ist,	landet	zusätzlich	in	der
Ambulanz	(was	aus	unternehmerischer	Sicht	verständlich	ist).
	
Offen	sind	noch	immer	die	Ambulatorien,	die	in	direkter	Konkurrenz	zur	Niederlassung	errichtet	werden
können	und	diverse	Einzelvertragshintertüren.	Was	insbesondere	für	den	urbanen	Bereich	für	Probleme
sorgen	kann.
	
Für	Spitalsärzt*innen	wird	der	Gang	in	die	Niederlassung	zunehmend	fraglicher.	Wahlärzt*innen	werden
ähnliche	Bedingungen	vorfinden,	wie	Kassenärzt*innen,	nur	ohne	Vertrag.	
Und	ärztliche	Zusammenarbeitsformen	kommen	zwar	vor,	werden	aber	bis	auf	PVE’s	nicht	gepusht.
Facharztzentren	sind	offenbar	überhaupt	aus	der	Gedankenwelt	verschwunden.
Aus	ärztlicher	Sicht	also	bestenfalls	ein	Pyrrhussieg.
	
Jedenfalls	haben	es	die	Vertreter	der	Niedergelassenen	Kurie	geschafft,	sich	ihre	Positionen
auch	auf	Länderebene	vorerst	zu	erhalten,	was	sich	in	der	(vorerst)	erhaltenen
Mitsprachemöglichkeit	im	Stellenplan	und	Gesamtvertrag	ausdrückt.	
Mittelfristig	wird	auch	die	ÖGK	einen	österreichweit	einheitlichen	Gesamtvertag	bekommen.	Dann	wird	es	für
die	Länderkurien	der	Niedergelassen	schwierig	mit	der	Existenzberechtigung,	wenn	die	ÖÄK	nicht	delegiert.
Ob	sie	das	formal	wirklich	kann,	war	schon	eine	Diskussion	bei	den	Ausbildungsstellen	2015,	die	nicht
abgeschlossen	ist.
Der	schale	Geschmack,	dass	Wahlärzt*innen	ins	System	gezwungen	werden	und
Spitals*ärztinnen	Verschlechterungen	im	Gesamtsystem	hinnehmen	müssen,	bleibt	zurück	und
wirkt	wie	ein	Bauernopfer	in	einer	Schachpartie,	die	bestenfalls	mit	Remis	ausgegangen
ist.											
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